
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

BundesbauG §§ 162, 161; ZPO § 511

Die nach § 162 Abs. 1 Satz 2 BBauG beteiligte 
Stelle ist im gerichtlichen Verfahren in Bau­
landsachen zur allgemeinen Vertretung der öf­
fentlichen Interessen berufen und daher ohne 
Beeinträchtigung eines eigenen Rechts oder 
ihrer materiellen Verwaltungsfunktion zur 
Einlegung eines Rechtsmittels befugt.
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung am 5. Mai 1975 durch 
den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Kreft und die 
Richter Gähtgens, Dr. Tidow, Peetz und Lohmann 
nach Lage der Akten 
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Enteignungsbehörde wird 
das Urteil des Senats für Baulandsachen des 
Oberlandesgerichts Koblenz vom 12. Januar 
1973 aufgehoben. Die Sache wird zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten des Revisionsrechtszuges, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Die Enteignungsbehörde ordnete durch Beschluß 
vom 19. Februar 1971 die Enteignung der in die Tras­
se der Bundesautobahn A 14 fallenden, im Grundbuch 
von Bd. 19 Bl. 755 eingetragenen Parzelle
Flur 20 Nr. 78/8 zugunsten der beteiligten Bundesre­
publik an und setzte eine Geldentschädigung von 
5,20 DM/m = 8 314,80 DM für die Eigentumsentziehung 
fest.

Die Bundesrepublik hat mit dem Antrag auf ge­
richtliche Entscheidung begehrt, die Geldentschädi2gung auf 4,90 DM/m herabzusetzen.
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Das Landgericht hat die Geldentschädigung aufp5 DM/m festgesetzt.

Die Enteignungsbehörde hat mit ihrer Berufung 
begehrt, den Antrag der Bundesrepublik auf gericht­
liche Entscheidung in vollem Umfang zurückzuweisen.

Das Berufungsgericht hat die Berufung als unzu­
lässig verworfen und zur Begründung ausgeführt, daß 
die Enteignungsbehörde durch die gerichtliche Fest­
setzung der Enteignungsentschädigung weder in ihren 
Rechten noch in ihrer materiellen Verwaltungsfunk­
tion beeinträchtigt werde und daher nicht beschwert 
sei.

Hiergegen wendet sich die Revision der Enteig­
nungsbehörde mit dem Antrag, das angefochtene Urteil 
des Berufungsgerichts aufzuheben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Der Eigentümer und die beteiligte Bundesrepu­
blik sind im Revisionsrechtszug nicht durch einen 
beim Revisionsgericht zugelassenen Rechtsanwalt ver­
treten. Die Enteignungsbehörde beantragt Entschei­
dung nach Lage der Akten.

Entscheidungsgründe:

Die Revision führt zur Aufhebung des angefoch­
tenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an 
das Berufungsgericht.



1. Dem Antrag auf Entscheidung nach Lage der 
Akten ist zu entsprechen, weil die beteiligte Bun­
desrepublik, die Antragstellerin im gerichtlichen 
Verfahren, und der Eigentümer trotz ordnungsgemä­
ßer Ladung in der Revisionsverhandlung nicht ver­
treten waren. § 167 BBauG ist auch im Revisions­
rechtszug anwendbar. Die besonderen Voraussetzun­
gen für eine Entscheidung nach Lage der Akten im 
allgemeinen Zivilprozeß (§§ 251 a Abs. 1, 331 a ZPO) 
brauchen im gerichtlichen Verfahren in Baulandsa­
chen nicht vorzuliegen (vgl. das Senatsurteil in 
NJW 1973, 1502 = MDR 1973, 838). Sie widersprechen 
dem Beschleunigungszweck, der mit den in Baulandsa­
chen maßgeblichen Vorschriften über die Säumnis
(§ 167 BBauG) verfolgt wird. Es ist insbesondere 
nicht erforderlich, daß schon eine mündliche Ver­
handlung in der Revisionsinstanz stattgefunden hat.

2. Die Revision der Enteignungsbehörde ist 
nach §§ l6l BBauG, 547 ZPO ohne Zulassung und ohne 
Rücksicht auf den Wert des Beschwerdegegenstandes 
zulässig, weil das Berufungsgericht ihre Berufung 
als unzulässig verworfen hat.

3. Die Enteignungsbehörde ist als Beteiligte 
mit parteigleicher Stellung (§§ 48 Abs. 2 des 
rhe inland-pfälzi sehen Lande senteignung sge setze s 
vom 22. April 1966 - GVB1 103 - im folgenden: RhPf 
EnteigG, - 162 Abs. 1 Satz 2 BBauG) allgemein zur 
Einlegung eines Rechtsmittels befugt. Die verfahrens­
rechtliche Stellung der Enteignungsbehörde beruht auf 
der zulässigen landesrechtlichen Regelung des gericht 
liehen Verfahrens in EnteignungsSachen. Nach § 48
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Abs. 2 RhPf EnteigG sind iur EnteignungsSachen die 
Vorschriften über das gerichtliche Verfahren in Bau­
landsachen (der Neunte Teil des Bundesbaugesetzes,
§§ 157 ff BBauG) anzuwenden.

Das Bundesbaugesetz hat der Verwaltungsbehörde, 
die den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen hat, 
ausdrücklich und uneingeschränkt die verfahrensrecht­
liche Stellung einer Beteiligten verliehen (§ 162 Abs.
1 Satz 2 BBauG). Diese Rechtsstellung entspricht kraft 
Gesetzes der einer Partei im Zivilprozeß. Die beteilig­
te Behörde hat daher grundsätzlich die gleichen selb­
ständigen verfahrensrechtlichen Befugnisse wie eine 
Partei im Zivilprozeß und wie jeder andere Beteiligte 
im gerichtlichen Verfahren in Baulandsachen (§ 162 
Abs. 3 Satz 1 BBauG).

Das Gesetz hat die verfahrensrechtlichen Befug­
nisse der beteiligten Verwaltungsbehörde nicht auf 
ein Mitwirkungsrecht zur besseren Aufklärung des Sach­
verhalts beschränkt. Ihre verfahrensrechtlichen Mitwir­
kung sbefugnisse erschöpfen sich daher nicht in dem 
Recht, im gerichtlichen Verfahren vor der Entschei­
dung angehört zu werden oder Aufklärungsanträge zu 
stellen. Der Gesetzgeber hat zwar in Ausnahmefällen 
eine eingeschränkte verfahrungsrechtliche Beteiligung 
- etwa für die Mitwirkung des Staatsanwalts in Ehe­
sachen nach § 607 ZPO - vorgesehen. Im gerichtlichen 
Verfahren in Baulandsachen ist dies aber nicht ge­
schehen. Die beteiligte Verwaltungsbehörde kann daher 
in zulässiger Weise selbständig, wenn auch (von dem 
Ausnahmefall des § 166 Abs. 3 Satz 2 BBauG abgesehen)
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in den Grenzen des Begehrens des Antragstellers im 
gerichtlichen Verfahren, Sach- und Verfahrensanträge 
stellen sowie Angriffs- und Verteidigungsmittel Vor­
bringen und Rechtsmittel einlegen.

4. Das Rechtsmittel der Enteignungsbehörde ist 
zulässig, ohne daß sie materiell beschwert, also in 
einem eigenen Recht oder in ihrer materiellen Verwal­
tungsfunktion beeinträchtigt sein müßte.

a) Die der Enteignungsbehörde nach § 162 Abs. 1 
Satz 2 BBauG verliehene verfahrensrechtliche Stellung 
einer Beteiligten dient nicht der Wahrung der eigenen, 
sondern der Vertretung der öffentlichen Interessen 
(für den früheren Rechtszustand nach dem Baulandbe­
schaffungsgesetz vgl. dessen § 37 Abs. 1 Satz 2; 
hierzu BVerfGE 4, 387 ff, 410, 411; das Senatsurteil 
in BGHZ 23, 377 ff, 383, 384).

Dabei ist es unerheblich, ob das gerichtliche 
Verfahren die Zulässigkeit der Enteignung oder/ und 
die Art und Höhe der Enteignungsentschädigung be­
trifft. Der Gesetzgeber hat das Verfahren für beide 
zusammenhängende Gruppen von Rechtsstreitigkeiten 
einheitlich ausgestaltet und die Enteignungsbehörde 
für beide Gruppen zur Wahrung der öffentlichen In­
teressen berufen. Das Grundgesetz gebietet in Art 
14 Abs. 3, die Enteignungsentschädigung 11 in gerech­
ter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und 
der Beteiligten zu bestimmen”. Die Rolle der Ent­
eignung sbehörde als Vertreterin der öffentlichen 
Interessen stellt, wie das Bundesverfassungsgericht 
ausgeführt hat (BVerfGE 4, 387 ff, 410, 411), eine



verfahrensrechtliche Entsprechung zu dieser materiel­
len Norm der Verfassung dar.

Die Entstehungsgeschichte des § 162 Abs. 1 
Satz 2 BBauG belegt, daß der Gesetzgeber die Verwal­
tungsbehörde, deren Verwaltungsakt angefochten wird, 
zur Vertretung der öffentlichen Interessen im gericht­
lichen Verfahren berufen hat. Schon das dem Bundesbau­
gesetz vorausgehende Baulandbeschaffungsgesetz hat 
ein einheitliches gerichtliches Verfahren in Bauland­
sachen für den Streit über die Zulässigkeit der Ent­
eignung und die Höhe der Enteignungsentschädigung ge­
schaffen und das Zweiparteienverfahren des allgemeinen 
Zivilprozesses auch für den Rechtsstreit über die Höhe 
der Enteignungsentschädigung durch ein Verfahren mit 
mehreren Beteiligten ersetzt. In der Begründung zu 
dem Entwurf eines Gesetzes über die vorläufige Be­
reitstellung von Bauland (DBT, 1. Wahlperiode, Druck­
sache Nr. 2281, Begründung zu § 32) ist die Notwendig­
keit bejaht, die Enteignungsbehörde "als antragsbe­
rechtigte Teilnehmerin zu beteiligen, damit die öf­
fentlichen Interessen im (damals vorgesehenen gericht­
lichen) Einspruchsverfahren vertreten werden können".

Die Enteignungsbehörde entscheidet im vorge­
schalteten förmlichen Verwaltungsverfahren potentiell 
verbindlich über die Zulässigkeit der Enteignung und 
über die Art und Höhe der Enteignungsentschädigung.
Sie hat schon im Verwaltungsverfahren keine eigenen 
Interessen wahrzunehmen, sondern als "sachneutrale" 
Stelle zu entscheiden. Der Gesetzgeber hat in ihrer 
verfahrensrechtlichen Stellung im Verwaltungsverfah­
ren kein Hindernis gesehen, ihr als Beteiligte ohne



eigenes sachliches Interesse die Vertretung der öf­
fentlichen Interessen im gerichtlichen Verfahren in 
BaulandSachen anzuvertrauen.

Die Stelle, die den angefochtenen Verwaltungs­
akt erlassen hat, ist bei dieser Sachlage allgemein 
zur Vertretung der öffentlichen Interessen im ge­
richtlichen Verfahren in BaulandSachen berufen. Ihre 
verfahrensrechtliche Beteiligung dient nicht der 
Durchsetzung oder der Verteidigung eines ihr zustehen­
den materiellen Rechts oder der Abwehr eines Eingriffs 
in ihre Verwaltungs- und Entscheidungskompetenz. Die 
Zulässigkeit des Rechtsmittels der Enteignungsbehörde 
als der Vertreterin der öffentlichen Interessen kann 
daher nicht davon abhängig gemacht werden, daß sie 
durch die angefochtene Entscheidung in einem eigenen 
Recht oder in ihrer materiellen Verwaltungsfunktion 
beeinträchtigt wird. Sie kann als Vertreterin der öf­
fentlichen Interessen vielmehr auch ohne diese Voraus­
setzungen in zulässiger Weise ein Rechtsmittel einle- 
gen, um im Rechtsmittelweg die Abänderung einer ge­
richtlichen Entscheidung zu erreichen, die nach ihrer 
Auffassung der Sach- und Rechtslage widerspricht.

b) Die nach § 162 Abs. 3 BBauG gebotene ent­
sprechende Anwendung der für die Parteien geltenden 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung bestätigt dieses 
Ergebnis.

Die Zivilprozeßordnung enthält allerdings keine all­
gemeine Regelung über die verfahrensrechtliche Mitwir­
kung eines Vertreters des öffentlichen Interesses. Die 
Beteiligung einer Körperschaft oder einer Behörde zur
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Wahrung öffentlicher Interessen kann sich im Zivil­
und im Zivilprozeßrecht in verschiedenen Formen voll­
ziehen: durch den Übergang der materiellen Berechti­
gung auf eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts (vgl. § 23 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2 und 
3 Satz 1 des Güterkraftverkehrsgesetzes), aber auch 
durch die Beteiligung einer Behörde als Partei (et­
wa bei der Vollziehung einer im öffentlichen Interes­
se liegenden Auflage bei einer Schenkung nach § 525 Abs. 
2 BGB oder einer Zuwendung von Todes wegen nach § 2194 
Satz 2 BGB). Insbesondere hat die Zivilprozeßordnung 
dem Staatsanwalt als Vertreter des öffentlichen In­
teresses Mitwirkungsbefugnisse in Verfahren eingeräumt, 
in denen Interessen der Allgemeinheit berührt werden.
In Ehe- und in Entmündigungssachen können die Mitwir­
kungsbefugnisse des Staatsanwalts bis zur vollen Par­
teistellung reichen (§§ 607, 632, 634, 652, 666 ZPO).
Er kann im Ehenichtigkeits- und im Ehefeststellungs­
prozeß Rechtsmittel einlegen, auch wenn er die Klage 
nicht erhoben hat. Sein Rechtsmittel ist insoweit von 
einer Beschwer nicht abhängig. Als Partei ohne eigenes 
Interesse kann er ein Rechtsmittel auch dann einlegen, 
wenn nach seinen eigenen Anträgen entschieden ist oder 
beide Parteien auf Rechtsmittel verzichtet haben 
(Schumann/Leipold in Stein-Jonas, ZPO, 19. Aufl., § 634 
Anm. I).

Die verfahrensrechtliche Stellung der Enteignungs­
behörde im gerichtlichen Verfahren in Baulandsachen ist 
der Stellung des Staatsanwalts im Ehenichtigkeits- und 
Ehefeststellungsprozeß sowie im Entmündigungsanfech- 
tungsprozeß vergleichbar (vgl. BVerfGE 4, 387 ff, 410; 
Senatsurteil in BGHZ 23, 377, 383). Die Rechtsähnlich-
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Kelt der vollen Far Um. Stellung des Staatsanwalts nach 
§§ 634, 638, 666 ZPO und der vollen Beteiligtenstel­
lung der Enteignungsbehörde nach § 162 Abs. 1 Satz 2 
BBauG bestätigt die Richtigkeit der Auffassung, daß 
die Enteignungsbehördc im gerichtlichen Verfahren in 
BaulandSachen ein Rechtsmittel zur Wahrnehmung öffent­
licher Interessen einlegen kann.

c) Der Ausblick auf andere Verfahrensordnungen 
stützt gleichfalls das gewonnene Ergebnis. Zwar ver­
bietet sich im allgemeinen die Heranziehung anderer 
Verfahrensordnungen zur Auslegung der Vorschriften 
des Bundesbaugesetzes über das gerichtliche Verfahren 
in Baulandsachen. Das schließt nicht aus, daß vergleich­
bare Regelungen in anderen Verfahrensordnungen in dem 
zur Entscheidung stehenden Fall für die Auslegung 
mit herangezogen werden können, weil im Zivilprozeß 
eine allgemeine Regelung über die Mitwirkung eines 
Vertreters des öffentlichen Interesses fehlt.

Im Verwaltungsprozeß kann der Vertreter des 
öffentlichen Interesses in zulässiger Weise ein 
Rechtsmittel einlegen, ohne materiell beschwert zu 
sein, und zwar selbst dann, wenn die angefochtene 
gerichtliche Entscheidung seinem Antrag entspricht 
(vgl. BVerwGE 7, 226).

Das Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
ist mit dem gerichtlichen Verfahren in Baulandsachen 
darin vergleichbar, daß es gleichfalls vom Zweipar­
teienverfahren der Zivilprozeßordnung abweicht und 
nur Beteiligte kennt. Abweichend von § 20 FGG ist 
eine Behörde beschwerdeberechtigt, wenn sie unab-



hängig von dem Iv.iUeu der anderen Beteiligten zur 
Vertretung öffentlicher Interessen berufen ist (so 
etwa in Personenstandssachen die Aufsichtsbehörde 
des zuständigen Standesbeamten im Anweisungs- und 
im Berichtigungsverfahren nach §§ 48 Abs. 2, 49 Abs. 
2 PStG, in Wertpapierbereinigungssachen die Bank­
aufsichtsbehörde nach § 54 Abs. 3 Satz 1 WBG, in 
LandwirtSchaftsSachen die übergeordnete Behörde 
nach § 32 Abs. 2 Satz 2 LwVG).

d) Das Rechtsmittel einer beigeladenen Behörde 
im Verwaltungsprozeß kann allerdings nur zulässig 
sein, wenn sie durch die angefochtene Entscheidung 
zumindest in ihren rechtlichen Interessen nachtei­
lig berührt wird (vgl. BVerwGE 37, 43), wenn sie 
also materiell beschwert ist. Im Gegensatz zur Auf­
fassung des Berufungsgerichts kann hieraus jedoch 
nicht geschlossen werden, daß diese Rechtsmittel­
voraussetzung auch für die nach § 162 Abs. 1 Satz 
2 BBauG am gerichtlichen Verfahren in BaulandSachen 
beteiligte Behörde gilt. Im Verwaltungsprozeß ist 
die Beiladung auch einer Behörde nur zulässig, wenn 
ihre rechtlichen Interessen durch die gerichtliche 
Entscheidung berührt werden (vgl. § 65 VwGO). Die 
Beteiligtenstellung der Behörde im gerichtlichen 
Verfahren in Baulandsachen hängt von dieser Voraus­
setzung nicht ab.

5. a) Die Zulässigkeit des Rechtsmittels einer 
nach § 162 Abs. 1 Satz 2 BBauG beteiligten Behörde 
als der Vertreterin des öffentlichen Interesses 
hängt nicht davon ab, daß diese im gerichtlichen 
Verfahren einen Antrag gestellt hat und die ange-



fochtene Entscheidung hinter diesem Antrag zurück­
bleibt.

Das Gericht muß einen - unzulässigen oder unbe­
gründeten - Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach
§ 167 Abs. 1 Satz 1 BBauG ohnedies auf Grund einer 
einseitigen mündlichen Verhandlung zurückweisen, 
wenn nur der Antragsteller einen Antrag zur Haupt­
sache stellt. Die Behörde oder ein sonstiger Betei­
ligter brauchen zur mündlichen Verhandlung nicht zu 
erscheinen und nicht zu verhandeln. Ein Zurückwei­
sung santrag als rein leugnender Gegenantrag ist in 
diesem Fall nicht erforderlich, um die Zurückweisung 
eines Antrags auf gerichtliche EntScheidung zu er­
reichen.

Die Beschwer eines Beteiligten, der einen An­
trag auf gerichtliche Entscheidung nicht gestellt hat, 
läßt sich somit nicht in geeigneter Weise durch die 
Prüfung feststellen, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfang die gerichtliche Entscheidung hinter seinem 
Antrag zurückbleibt (vgl. das Senatsurteil in WM 1969, 
391). Die Stellung der beteiligten Behörde als Ver­
treterin des öffentlichen Interesses spricht gleich­
falls gegen das Erfordernis einer formellen Beschwer 
dieser Art.

b) Die beteiligte Enteignungsbehörde erstrebt 
in dem zur Ent sehe idung stehenden Fall mit ihrer Beru­
fung eine Zurückweisung des Antrags auf gerichtliche 
Entscheidung, also eine Wiederherstellung des von ihr 
erlassenen Verwaltungsakts. Es bedarf daher keiner Ent 
Scheidung, ob die nach § 162 Abs. 1 Satz 2 BBauG be-



teiligte Behörde - etwa wegen einer Ähnlichkeit ihrer 
Stellung mit der einer beklagten Behörde im Verwaltungs­
prozeß (vgl. § 61 Nr. 3 VwGO in Verbindung mit landes­
rechtlichen Vorschriften, für den früheren Rechtszu­
stand vgl. § 50 der Militärregierungsverordnung Nr.
165 für die britische Zone) - die öffentlichen Inte­
ressen nur zur Verteidigung des angefochtenen Verwal­
tungsakts zu vertreten hat und daher nur rechtsmittel­
befugt ist, soweit die angefochtene Entscheidung von dem 
von ihr erlassenen Verwaltungsakt abweicht,

6. Die verfahrensrechtliche Stellung und die da­
mit verbundene Rechtsmittelbefugnis der nach § 162 
Abs. 1 Satz 2 beteiligten Behörde schließt zwar eine 
materielle Verfiigungsbefugnis anderer Beteiligter über 
den Streitgegenstand und in diesem Rahmen auch ver­
fahrensbeendende Dispositionen ohne die Mitwirkung 
der beteiligten Behörde nicht aus. Denn der Behörde 
ist die Antrags- und Rechtsmittelbefugnis grundsätz­
lich nur im Rahmen des Antrags auf gerichtliche Ent­
scheidung verliehen. Im übrigen ist ihre verfahrens­
rechtliche Stellung aber selbständig und von den ver­
fahrensrechtlichen Dispositionen der übrigen Beteilig­
ten nicht abhängig. Sie konnte daher als Vertreterin 
des öffentlichen Interesses in zulässiger Weise Beru­
fung einlegen, obwohl der Eigentümer das erstinstanz­
liche Urteil der Kammer für Baulandsachen nicht an- 
gefochten hatte.
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Die Berufung der Enteignungsbehörde ist somit 
zulässig. Eine abschließende Entscheidung über die 
Berufung ist dem Senat nicht möglich. Die Sache 
ist daher an das Berufungsgericht zurückzuverwei­
sen, das auch über die Kosten des Revisionsrechts­
zuges zu entscheiden haben wird.

Kreft Richter Gähtgens Dr. Tidow
ist beurlaubt und 
Verhindert, seine 
Unterschrift bei­
zufügen.

Kreft

Peetz Lohmann
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